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Beschlussvorschlag: 

 

Auf der Grundlage 

 

– des § 22 Abs. 3 Nr. 1 der Kommunalverfassung (KV M-V) sowie 

– des § 3 Abs. 2 S. 4 i. V. m. § 1 Abs. 7 des Baugesetzbuches (BauGB) 

 

wird durch die Stadtvertretung nachfolgender Beschluss gefasst: 

 

Die eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange (TÖB) zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Eschengrund/Trockener Weg“ und seiner 

Begründung während der Vorabstimmung, der öffentlichen Auslegung des 1. Entwurfs in der Zeit vom 

05.04.12 bis zum 11.05.12 sowie des 3. Entwurfs in der Zeit vom 04.07. bis zum 05.08.14 werden gemäß 

dem Abwägungsvorschlag (Anlage 1) abgewogen. 

 

 

 

Inhaltsverzeichnis: 

 

 

I. Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) Nr. lt. TÖB-Liste: 

 

1.  Berücksichtigt werden die Stellungnahmen von 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte vom 18.08.14 TÖB 1.2 

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH vom 28.03.11 TÖB 3.2 

Neubrandenburger Stadtwerke GmbH vom 03.05.11 TÖB 4.5 

Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde vom 14.04.11 TÖB 8.4 

Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde vom 13.03.15 TÖB 8.4 

Landesamt für Kultur und Denkmalpflege vom 19.04.11 TÖB 15.2 

Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde vom 15.04.11 TÖB 15.3 

Neubrandenburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (NeuWOBA) vom 30.07.12 TÖB 19.4 

 

2.  Teilweise berücksichtigt werden Stellungnahmen von 

Untere Naturschutzbehörde vom 06.04.11 TÖB 1.2 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte vom 06.06.12 TÖB 1.2 

Untere Straßenbaubehörde vom 20.05.11 TÖB 2.12 

Untere Straßenbaubehörde vom 08.05.12 TÖB 2.12 

Neubrandenburger Stadtwerke GmbH vom 24.07.14 TÖB 4.5 

Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt MSE vom 14.04.11 TÖB 5.4 

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie vom 05.06.12 TÖB 8.1 

Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde vom 17.07.14 TÖB 8.4 

Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde vom 04.04.12 TÖB 8.4 

IHK Neubrandenburg  vom 21.04.11 TÖB 13.2 

Neubrandenburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (NeuWOBA) vom 20.04.12 TÖB 19.4 

 

3.   Nicht berücksichtigt werden die Stellungnahmen  

Neubrandenburger Stadtwerke GmbH vom 26.04.12 TÖB 4.5 

Neubrandenburger Stadtwerke GmbH vom 04.08.14 TÖB 4.5 

Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt MSE vom 25.04.12 TÖB 5.4 

IHK Neubrandenburg vom 24.04.12 TÖB 13.2 

Landesamt für Kultur und Denkmalpflege vom 21.05.12 TÖB 15.2 

RV der Gartenfreunde Mecklenburg/Strelitz-Neubrandenburg e. V. vom 10.07.14 TÖB 18.3 

 

 



 
 

 

 

4.   Stellungnahmen ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren  

Amt für Raumordnung Mecklenburgische Seenplatte vom 01.08.14 TÖB 1.1 

Straßenbauamt Neustrelitz vom 01.04.11 TÖB 2.3 

Straßenbauamt Neustrelitz vom 18.04.12 TÖB 2.3 

Straßenbauamt Neustrelitz vom 29.07.14 TÖB 2.3 

Untere Verkehrsbehörde vom 24.03.11 TÖB 2.5 

Untere Verkehrsbehörde vom 13.04.12 TÖB 2.5 

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH vom 12.04.12 TÖB 3.2 

GDMcom mbH vom 15.07.14 TÖB 4.1 

Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt MSE vom 01.08.14 TÖB 5.4 

Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde vom 16.04.12 TÖB 8.4 

Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg Vorpommern vom 03.07.14 TÖB 11.2 

Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern  vom 19.04.11 TÖB 13.1 

Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern  vom 03.06.14 TÖB 13.1 

IHK Neubrandenburg  vom 30.07.14 TÖB 13.2 

Landesamt für Kultur und Denkmalpflege vom 28.08.14 TÖB 15.2 

Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde vom 03.04.12 TÖB 15.3 

Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde vom 07.07.14 TÖB 15.3 

RV der Gartenfreunde Mecklenburg/Strelitz-Neubrandenburg e. V. vom 05.04.11 TÖB 18.3 

Einzelhandelsverband Nord e. V. vom 11.04.11 TÖB 18.4 

 

5.   Stellungnahmen ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren 

Deutsche Telekom Technik GMBH vom 23.07.14 TÖB 3.2 

 

6.   Keine Antwort gaben 

 

II.  2 Stellungnahmen  der Öffentlichkeit während der öffentlichen Auslegung 

 

Stellungnahme vom 26.04.12 

Stellungnahme vom 10.05.12 

 

III.  Abstimmung mit den Nachbargemeinden 

 

1.  Stellungnahmen ohne Hinweise zum Bebauungsplanverfahren 

Amt Treptower Tollensewinkel vom 07.07.14 

Gemeinde Neuenkirchen vom 12.04.11 

Gemeinde Neuenkirchen vom 10.04.12 

Gemeinde Trollenhagen vom 18.05.11 

Gemeinde Trollenhagen vom 10.04.12 

Gemeinde Trollenhagen vom 08.07.14 

Amt Stargarder Land vom 09.07.14 

Amt Neustrelitzer Land vom 07.07.14 

 

 



 
 

 

Der 1. Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Eschengrund/Trockener Weg“ und seine 

Begründung wurde in der Zeit vom 05.04.12 bis 11.05.12 öffentlich auslegelegt und die Träger 

öffentlicher Belange (TÖB) beteiligt. Aus der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen sowie 

der Vorabstimmungen ergaben sich folgende Änderungen: 
 

- in der Planzeichnung - Teil A:  

Einbeziehung der neu entstehenden Böschungsflächen in die Straßenverkehrsflächen der Straße A 

und des Stichweges ab Straße „Am Eschenhof“, 

Ausgrenzung der für den geplanten Kreisverkehr am „Trockenen Weg“ erforderlichen Fläche  aus dem 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
 

- im Text – Teil B:  

Festsetzung Nr.1.1.8 wird wie folgt geändert: 

Von den im GE und GEE zulässigen Gewerbebetrieben aller Art (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)  sind 

gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO ebenerdige Photovoltaikanlagen als Hauptanlagen  ausgeschlossen.  
 

Festsetzung Nr.1.1.9 wird wie folgt geändert: 

Eine Überschreitung der Gebäudehöhe um bis zu 3 m kann im Rahmen der zulässigen 

Geschossflächenzahl zugelassen werden. (§ 16 Abs. 6 BauNVO) 
 

Festsetzung Nr.1.4.1 wird in Satz 2 und 3 wie folgt geändert: 

Der Grünstreifen entlang der Kleingartenanlage (F1) ist als Lebensraum der Zauneidechse zu 

erhalten und mit den von der Art bevorzugten Biotopstrukturen wie Lesesteinhaufen, 

Totholzstapeln und Baumstämmen auszustatten. Am westlichen Rand des Grünstreifens sind die 

Anlage eines Auffanggrabens für Niederschlagswasser aus den angrenzenden Kleingärten sowie 

ein unbefestigter Pflegeweg für den Graben zulässig, der auch durch die Kleingärtner genutzt 

werden kann. Zur Vorbereitung einer Bebauung im bisher unbebauten Bereich sind Erdarbeiten 

nur in der Zeit von Mai bis September durchzuführen (Lebensraumpotenzial für Zauneidechsen). 

.  

Festsetzung Nr.1.4.5 wird wie folgt ergänzt: 

Für die durch den Abriss ungenutzter Gebäude nicht mehr zur Verfügung stehenden 

Fledermaussommerquartiere sind an den geplanten Gebäuden möglichst zeitnah mit dem Abriss  

Ersatzquartiere Typ 1 WQ Schwegler oder eines vergleichbaren Herstellers vorzusehen. Die 

Standortauswahl hat vor Ort mit der unteren Naturschutzbehörde zu erfolgen. Das 

Schutzbauwerk in Fläche F2 ist zu erhalten. 
 

Festsetzung Nr.1.5.1 wird mit folgendem Satz ergänzt: 

Das Pflanzen von Bäumen ist nicht zulässig. 

 

- in der Begründung:  

Aktualisierung des Punktes Punkt 2.1 Rechtsgrundlagen 

Ergänzung des Punktes Punkt 6.7 Hinweise 

Ergänzung des Punktes 7 Abfallentsorgung, Altlasten 

Ergänzung des Punktes 9 Ver- und Entsorgung  

 

Die Begründung wurde fortgeschrieben. 



 
 

 

Zum 2. Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Eschengrund/Trockener Weg“ und seine 

Begründung erfolgten interne Abstimmungen. Aus deren Abwägung ergaben sich folgende 

Änderungen: 

 

- in der Planzeichnung - Teil A: 

Änderung der verkehrlichen Erschließung (Entfernung Planstraße A, Verlängerung Planstraße C) 

Anpassung der Baugrenzen an die geänderte verkehrliche Erschließung 

Änderung der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung in Form der vorgegebenen maximalen 

Zahl der Vollgeschosse in eine maximal zulässige Gebäudehöhe 

 

- im Text – Teil B: 

keine 

 

- in der Begründung: 

Die Begründung wurde fortgeschrieben. 

 

 

 

Der 3. Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Eschengrund/Trockener Weg“ und seine 

Begründung wurde in der Zeit vom 04.07.14 bis 05.08.14 öffentlich auslegelegt und die Träger 

öffentlicher Belange (TÖB) beteiligt. Aus der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen sowie 

der Vorabstimmungen ergaben sich folgende Änderungen: 

 

- in der Planzeichnung - Teil A: 

Aktualisierung der Abgrenzung der Bodendenkmale 

 

- im Text – Teil B: 

Streichung der Bezüge zu einem eingeschränkten Gewerbegebiet in den Festsetzungen 1.1.2, 1.1.7 

und 1.3.1 

Streichung der Festsetzung 1.1.7 

Ersatz der Angabe der maximal zulässigen Zahl der Vollgeschosse durch die Festsetzung der 

maximalen Gebäudehöhe in Festsetzung 1.1.9 

Ergänzung einer Festsetzung 1.2.0 mit Angabe eines unteren Höhenbezugspunktes 

Austausch des Begriffes „gestalterische Festsetzung“ durch „bauordnungsrechtliche Festsetzung“ in 

Festsetzung 2.3 

Korrektur der Festsetzung 3.1 

 

- in der Begründung:  

Aktualisierung Rechtsgrundlagen 

Streichung der Bezüge zu einem eingeschränkten Gewerbegebiet 

Ergänzung im Punkt 6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung zur Angabe des unteren 

Höhenbezugspunktes 

Ergänzung des Punktes 7 Abfallentsorgung, Altlasten 

vollständiger Austausch des Punktes 8 8. Immissionsschutz 

Umstrukturierung des Punktes 9 Ver- und Entsorgung  

Ergänzung des Punktes 9.4 Löschwasserversorgung 

 

Die geänderten Textpassagen wurden gekennzeichnet. 
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STADT NEUBRANDENBURG 
 

Bebauungsplan Nr. 3 „Eschengrund/Trockener Weg“ 
1. Änderung 

 
 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
 

I. über die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) 
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.1 Amt für Raumordnung Mecklenburgische Seenplatte 01.08.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Untere Naturschutzbehörde 06.04.11 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wurde in Punkt 7 Abfallentsorgung, Altlasten Satz 2 geändert: 
„Bei der Baudurchführung ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Baugeschehens 
anfallende Bodenaushub einer Verwertung zugeführt wird.“ 
 
 
2. Der Hinweis wird beachtet. 
Unter Punkt 2.1 Rechtsgrundlagen ist das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ergänzt worden. 
 
3. Der Hinweis wird beachtet. 
Unter Punkt 9 ist der vorletzte Satz geändert worden: 
„Die Versickerung von unverschmutztem Niederschlagswasser ist nach Prüfung der 
Versickerungsfähigkeit des anstehenden Bodens nur durch bewachsene Bodenzonen 
(Mulden) zulässig.“ 
 
4. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Nach Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde am 31.05.11 bleibt die T-Fläche 
im B-Plangeltungsbereich, da sie kein selbständiges Grundstück ist, sondern Teilfläche 
des im B-Plan liegenden Flurstücks 125/20. 

1 

2 

4 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 06.06.12 
Seite 1 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 06.06.12 
Seite 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
 
2. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Wendemöglichkeiten für LKW sind bei der Planaufstellung bereits berücksichtigt 
worden. 
 
3. Der Hinweis wird teilweise beachtet. 
Ein Punkt 9.4 Löschwasserversorgung wird in der Begründung ergänzt. 
Die Bemessung des Bedarfes für Löschwasser wird entsprechend § 6 
Wassersicherstellungsverordnung (1. WasSV) auf 960 cbm über den Zeitraum von 5 
Stunden festgelegt. 
 
4. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung ist in Punkt 7 „Abfallentsorgung, Altlasten“ wie folgt ergänzt worden: 
Kampfmittel belastete Flächen sind im Plangebiet nicht bekannt. 

1 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 06.06.12 
Seite 3 
 
5. Die Hinweise sind für das Bebauungsplanverfahren ohne Relevanz. 
Die Trinkwasserversorgung im Plangebiet ist wie im Punkt 9.3 der Begründung 
dargestellt, gesichert. 
Die Prüfung der Trinkwasserleitungen entsprechend Trinkwasserverordnung erfolgt nach 
Errichtung der Anlage vor Inbetriebnahme und ist nicht Bestandteil des Bebauungsplan-
verfahrens. 
 
6. Der Hinweis ist im Bebauungsplanverfahren bereits beachtet worden. 
In der Begründung wird unter Punkt 6.7 „Hinweise“ Folgendes ausgeführt: 
„Von dem zuständigen Kataster- und Vermessungsamt wird im Rahmen von 
Liegenschaftsvermessungen das Aufnahmefeld schrittweise erneuert. Diese neu 
geschaffenen Aufnahmepunkte (AP) sind entsprechend dem Gesetz über die 
Landesvermessung und das Liegenschaftskataster Mecklenburg-Vorpommern (VermKatG 
M-V) zu schützen. Im Zuge der Bauausführung ist bei Verlust bzw. abzusehendem 
Verlust der Aufnahme- und Grenzpunkte Mitteilung zu machen.“ 

 
 
 
 
 
 
7. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Verfahrensvermerke sind mit dem jeweiligen Datum ergänzt worden. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 28.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 18.08.14 
Seite 1 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 18.08.14 
Seite 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
Die textliche Festsetzung 3.1 wird korrigiert. 
 
2. Der Hinweis wird beachtet. 
Das Datum in Punkt 7 des Artenschutzfachbeitrages wird korrigiert. 
 
3. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Ausführungen zu den Vermeidungsmaßnahmen werden durch den vorgeschlagenen 
Satz ergänzt. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 1.2 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 18.08.14 
Seite 3 
 
 
4. Der Hinweis wird beachtet. 
Da die Fläche des Bebauungsplanes z. T. erheblich unterschiedliche natürliche 
Geländehöhen aufweist, kann kein einheitlicher unterer Bezugspunkt festgesetzt 
werden. Darüber hinaus sind die Höhen der Straßen noch nicht festgelegt. Als unterer 
Bezugspunkt zur Festsetzung der Gebäudehöhen wird deshalb das natürliche Gelände 
auf dem Grundstück angesetzt. 
Die ergänzende Festsetzung lautet: Als unterer Bezugspunkt gilt die natürliche, an das 
Gebäude angrenzende Geländeoberfläche, zu messen in  der Gebäudemitte. 

3 

4 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.3 Straßenbauamt Neustrelitz 01.04.11 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.3 Straßenbauamt Neustrelitz 18.04.12 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.3 Straßenbauamt Neustrelitz 29.07.14 
Seite 1 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.3 Straßenbauamt Neustrelitz 29.07.14 
Seite 2 
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.5 Untere Verkehrsbehörde 24.03.11 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.5 Untere Verkehrsbehörde 13.04.12 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.12 Untere Straßenbaubehörde 20.05.11 
Seite 1 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
Der geplante Kreisverkehr liegt nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes, ist 
jedoch in der Bebauungsplanung berücksichtigt worden, so dass der der Flächenbedarf 
erfüllt wird. Siehe Begründung unter Punkt 6.5 Verkehrskonzept 8. Absatz: 
„Die Einordnung des im Rahmenplan Datzeberg für die Kreuzung der Straßen Trockener 
Weg/Datzebergstraße vorgesehenen Kreisverkehrs ist flächenmäßig möglich.“ 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 

 

TÖB 2.12 Untere Straßenbaubehörde 20.05.11 
Seite 2 
 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Auf den Mittelweg ist in der weiteren B-Planung verzichtet worden. 
 
3. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Eintragung der vorhandenen Bushaltestellen in den Planteil A ist erfolgt. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 2.12 Untere Straßenbaubehörde 08.05.12 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Planzeichnung Teil A ist ergänzt worden. 
 
 

2. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Planzeichnung Teil A ist im Bereich des geplanten Kreisverkehrs entsprechend 
geändert worden. 
 
3. Der Hinweis wird beachtet. 
Die überarbeitete Studie zur Lösung der Höhenproblematik liegt vor. Die Planzeichnung 
ist angepasst worden. 
 
4. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzungen. 
 
5. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Erschließung des Flurstücks 123/12/Demminer Straße 75 erfolgt über Flurstück 
121/21. 
 
6. Der Hinweis wird beachtet. 
Nach Vorliegen der präzisierten Studie zur Lösung der Höhendifferenz sind die 
Böschungsflächen in die Straßenverkehrsfläche einbezogen worden. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 3.2 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 28.03.11 
Seite 1 
 
 
 
 
 
1. Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
In der Begründung heißt es in Punkt 9.6 Telekommunikation: 
Im Plangebiet sind Telekommunikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom AG 
vorhanden. 
Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Plangebietes durch die Deutsche 
Telekom AG ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich.  
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung 
mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es 
notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom AG so früh wie möglich, mindestens 6 
Monate vor Baubeginn schriftlich bei der Deutschen Telekom Netzproduktion GmbH, TI 
NL NO, Rs.PTI 23, Team FS, Postfach 229, 14526 Stahnsdorf angezeigt werden. 
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5.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 3.2 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 28.03.11 
Seite 2 
 



 
 
5.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 3.2 Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 12.04.12 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
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Stellungnahme ohne Relevanz für Bebauungsplanverfahren  
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Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
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Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird der Punkt 9.1. Stromverteilung aktualisiert: 
“Im westlichen Bereich der Verkehrsfläche zwischen dem Trockenen Weg und der 
Planstraße B befinden sich zwei lageunsichere Niederspannungsverteilungskabel. Für 
eine eventuell erforderlich werdende Umverlegung ist eine Leitungstrasse vorzusehen. 
Weiterhin queren 2 Niederspannungsanschlusskabel für die Gartenanlagen den 
(ehemaligen) Straßenverlauf. Im Bereich der Straßenquerung sind diese Kabel mittels 
Halbschalen zu schützen.“ 
 
2. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird der Punkt 9.2. Stromverteilung aktualisiert: 
„Die Erschließung des B-Plangebiets mit Gasversorgungsleitungen erfolgt über die 
Nebenanlagen der geplanten Erschließungsstraßen (Gehwege) bzw. den ausgewiesenen 
Leitungsstreifen.“ 
 
3. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird der Punkt 9.3. Trinkwasserversorgung aktualisiert: 
„Im Planungsbereich befinden sich Trinkwasserhauptversorgungsleitungen in den 
Nennweiten DN 100 bis DN 400 sowie Trinkwasserhausanschlussleitungen zu den bereits 
vorhandenen Gewerbegrundstücken und Objekten. Diese Leitungen sind in ihrem 
Bestand zu schützen und erforderlichenfalls sind Grunddienstbarkeiten vorzusehen.“ 
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4. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird der Punkt 9.5. Abwasserentsorgung aktualisiert: 
„Durch die bestehenden Entwässerungen sind nur grundsätzliche Entsorgungs-
möglichkeiten vorhanden. Im Zuge der weiteren Planungen sind die zu erwartenden 
Regen- und Schmutzwassermengen zu ermitteln und Anschlusspunkte mit neu.sw 
abzustimmen. Voraussetzung insbesondere für die Einleitung von Regenwasser in die 
öffentliche Kanalisation ist der Nachweis freier Kapazität (hydraulische Berechnung) und 
die Einhaltung der genehmigten Einleitmengen in die Vorflut. Bei der Schmutzwasser-
entsorgung sind ggf. die Auswirkungen auf das Pumpwerk 10 zu prüfen. Die 
entsprechenden Detailplanungen sind mit den neu.sw abzustimmen.“ 
 
5. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird der Punkt 9.6. Telekommunikation aktualisiert: 
Der in der Bestandsdokumentation ausgewiesene Leitungsbestand der neu-medianet 
GmbH ist zu schützen. Im Zuge des Straßenausbaus ist die Mitverlegung von Kabeln und 
Leerrohren geplant. Die Detailplanungen sind mit den neu.sw abzustimmen. 
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TÖB 4.5 Neubrandenburger Stadtwerke GmbH  26.04.12 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Da die genannten Versorgungsleitungen auf öffentlichen Flächen liegen, werden sie 
nicht mit einem Leitungsrecht gesichert und sind daher nicht dargestellt. 
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Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist ohne Relevanz für das Bebauungsplan-Verfahren 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet 
Die vorhandene Leitung auf dem Flurstück124/36 wird bereits in der vorliegenden 
Planung berücksichtigt und ist als „mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende 
Fläche“ dargestellt. Eine Sicherung durch eine Grunddienstbarkeit ist nicht Gegenstand 
eines Bebauungsplanes. 
 
3. Der Hinweis wird teilweise beachtet 
Da die genannten Versorgungsleitungen auf öffentlichen Flächen liegen, werden sie 
nicht zusätzlich gesichert und sind nicht als „mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 
belastende Fläche“ dargestellt. 
Das Leitungsrecht für das Grundstück Eschenhof Nr. 8 wird aus der Planzeichnung A 
entfernt. 
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Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
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1. Der Hinweis wird nicht beachtet 
Es wird die Behauptung aufgestellt, dass große Produktionsstätten (bei gleicher/ 
vergleichbarer Gesamtflächengröße) größere Schadstoffmengen und Lärm emittieren als 
kleinere Betriebe. Dies ist nicht der Fall, da für alle diese Betriebe die gleichen 
Grenzwerte gelten. Auch der Ziel- und Quellverkehr sollten sich in gleicher 
Größenordnung bewegen, setzt man eine annähernd gleiche Nutzungsintensität der 
Fläche an. Die Behauptung der neu.sw trifft daher nicht verallgemeinerungsfähig zu. 
Der Ansicht, dass große Produktionsstätten zu einer Verarmung des Baugebietes und 
einer Verschlechterung von Ansiedlungschancen anderer Unternehmen führen, kann 
nicht gefolgt werden.  
Eine Beschränkung der Größe der Gewerbebetriebe ist städtebaulich nicht erforderlich, 
da keine negativen städtebaulichen Folgen bei Einhaltung der Festsetzungen des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind. Darüber hinaus verhindern die vorhandenen 
Gegebenheiten aus bestehender Bebauung/Nutzung, Flächenzuschnitt und Relief eine zu 
großflächige, gleichförmige Inanspruchnahme. 
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2. Der Hinweis wird nicht beachtet 
Im Artenschutzfachbeitrag wird dargestellt, dass die Eingriffe ausgeglichen werden 
können. Hierbei ist es unerheblich, ob es sich um ein Gewerbegebiet oder ein 
eingeschränktes Gewerbegebiet handelt, wenn sich die sonstigen Festsetzungen wie zum 
Beispiel zum Maß der baulichen Nutzung nicht ändern. Der Ausschluss von sogenanntem 
störenden Gewerbe im Sinne eines eingeschränkten Gewerbegebietes hat keinen Einfluss 
auf die betroffenen Arten. Die festgesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft berücksichtigen bereits eine Nutzung 
des gesamten Geltungsbereiches des Bebauungsplanes und sind in jedem Fall 
umzusetzen. Von einem nachteiligen Summeneffekt ist demzufolge nicht auszugehen. 
 
 
 
3. Der Hinweis wird nicht beachtet 
Den Aussagen zu immissionsschutzrechtlichen Belangen kann in keiner Weise gefolgt 
werden. Es ist zwar nicht von der Hand zu weisen, dass ohne die Ausweisung von 
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (IFSLP) die Gefahr des 
„Windhundrennens“ besteht, bei dem spätere Vorhabenträger stärkere Einschränkungen 
hinnehmen müssen, doch kann diesem durch das Minimierungsgebot des § 22 BImSchG 
spätestens im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren entgegengewirkt werden. 
Demnach sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der 
Technik vermeidbar sind und nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche 
Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Hinsichtlich der Aussage 
„Verzehr der insgesamt zulässigen Belastung mit Lärm und Staub, insbesondere aber mit 
schadstoffbezogenen Luftfrachten“ ist nichts anderes zu sagen, als zu den Ausführungen 
in Kapitel I. Es handelt sich um eine nicht verallgemeinerungsfähige Behauptung. Das 
behauptete „Prioritätsprinzip“ steht in deutlichem Widerspruch zum Minimierungsgebot 
des § 22 BImSchG. Worin in seiner dargelegten Wirkung der Unterschied zwischen GE 
und GEe liegen soll, erschließt sich nicht. 
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4. Der Hinweis wird nicht beachtet 
Durch die Festsetzung als Gewerbegebiet werden bereits starke Emittenten 
ausgeschlossen. Im Gegensatz zu einem Industriegebiet gelten hier höhere 
Anforderungen. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens für Anlagen wird geprüft, 
ob die vorgegebenen Grenzwerte eingehalten werden. 
Festsetzungen zur zusätzlichen Beschränkung klimaschädlicher Emissionen in einem 
einzelnen Bebauungsplan auf kleinteiliger Ebene sind nicht zielführend, da dies lediglich 
eine Verlagerung auf andere Standorte zur Folge hat und damit keinen Beitrag zum 
Klimaschutz leistet. Ein solches Ziel kann nur durch eine gesamtstädtische bzw. 
regionsbezogene Planung umgesetzt werden 
Die Aussagen zu klimaschädlichen Emissionen größerer Feuerungsanlagen treffen nicht 
zu. Eine Klimaschädlichkeit bei den scharfen Grenzwerten unterliegenden 
Feuerungsanlagen zu diagnostizieren, ist nicht begründbar. 
 
 
5. Der Hinweis wird nicht beachtet  
Das Immissionsschutzrecht schreibt nicht vor, dass emittierende Anlagen in zu 
schützenden Gebieten, vorrangig also Wohngebieten, nicht wahrnehmbar sein dürfen.  
§ 1 Abs. 1 BImSchG definiert als Zweck des Gesetzes, Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher 
Umwelteinwirkungen vorzubeugen.  
Als schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind nach § 3 Abs. 1 
BImSchG Immissionen zu verstehen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder 
die Nachbarschaft herbeizuführen. Belästigungen, sofern sie nicht die 
Erheblichkeitsschwelle überschreiten, sind allgemein zulässig. 
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6. Der Hinweis wird nicht beachtet  
Die Forderung der Ausweisung eines eingeschränkten Gewerbegebietes kann nicht 
gefolgt werden. Durch die Festsetzung als Gewerbegebiet und der damit zulässigen 
Nutzung wird sichergestellt, dass die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm und die 
Orientierungswerte und DIN 18005 für die benachbarten schutzbedürftigen Nutzungen  
eingehalten werden. Dies wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens für die 
einzelnen Anlagen nochmals geprüft. 
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Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet.  
Die untere Abfallbehörde ist bereits im Planaufstellungsverfahren in das Planverfahren 
einbezogen worden. 
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2. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung unter Punkt 7, 2. Absatz ergänzt: 
„Aufgrund der industriellen Vornutzung ist das Auffinden von schädlichen 
Bodenveränderungen nicht ausgeschlossen. Werden bei Erdarbeiten Auffälligkeiten im 
Untergrund festgestellt, wie z. B. Verfärbungen oder Gerüche, ist die untere 
Bodenschutzbehörde im Umweltamt des Landkreises umgehend untere Abfallbehörde zu 
informieren.“ 
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TÖB 5.4 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte 
25.04.12 

 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet 
Die untere Abfallbehörde ist bereits im Planaufstellungsverfahren in das Planverfahren 
einbezogen worden. Und die Hinweise sind bereits bei der Planaufstellung beachtet 
worden. In der Begründung unter Punkt 7, 2. Absatz wird Folgendes ausgeführt: 
„Aufgrund der industriellen Vornutzung ist das Auffinden von schädlichen 
Bodenveränderungen nicht ausgeschlossen. Werden bei Erdarbeiten Auffälligkeiten im 
Untergrund festgestellt, wie z. B. Verfärbungen oder Gerüche, ist die untere 
Abfallbehörde zu informieren.“ 
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Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
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Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
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1. Der Hinweis wird beachtet. 
Die für das Schutzbauwerk vorgesehenen Untersuchungen wurden nicht als CEF-
Maßnahme festgesetzt. Im B-Plangebiet sind keine Vorhaben geplant, die einen 
funktionellen Ausgleich (Winterquartier für Fledermäuse) erfordern. Da das Eintreten 
von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht sicher ausgeschlossen 
werden kann, wird die  
Festsetzung 1.4.5 in Text – Teil B wie folgt ergänzt: 
„Für die durch den Abriss ungenutzter Gebäude nicht mehr zur Verfügung stehenden 
Fledermaussommerquartiere sind an den geplanten Gebäuden möglichst zeitnah mit 
dem Abriss 4 Ersatzquartiere vorzusehen. Das Schutzbauwerk in Fläche F2 ist zu 
erhalten. Die Standortauswahl hat vor Ort mit der unteren Naturschutzbehörde zu 
erfolgen.“ 
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2. Der Hinweis wird beachtet. 
Siehe unter Punkt 1. 
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3. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Inaussichtstellung einer Ausnahmegenehmigung in Zusammenhang mit der 
textlichen Festsetzung 1.4.5 (Fledermaussommerquartier) ist mit Datum vom 25.06.12 
beantragt worden. Diese wurde mit Schreiben vom 20.07.12 gewährt. 
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4. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Aufnahme der im Artenschutzfachbeitrag (AFB) dargelegten Vermeidungs- und CEF- 
Maßnahmen ist  bei der Planaufstellung bereits erfolgt, siehe unter Text – Teil B,  
Festsetzung 1.4.1, 1.4.4, 1.4.5 und unter Nachrichtliche Übernahme/Hinweise. 
 
5. Der Hinweis wird beachtet.  
Festsetzung 1.4.1 wird in Satz 3 wie folgt geändert: 
„ Zur Vorbereitung einer Bebauung im bisher unbebauten Bereich sind Erdarbeiten nur 
in der Zeit von Mai bis September durchzuführen. (Lebensraumpotenzial für 
Zauneidechsen).“ 
 

6. und 7.  Die Hinweise werden nicht beachtet. 
Die Hinweise sind bei der Planaufstellung bereits beachtet worden. Siehe  Text – Teil B 
Festsetzung 1.4.1, 1.4.4, 1.4.5 und unter Nachrichtliche Übernahme/Hinweise 
 

8. Der Hinweis wird beachtet.  
Folgende Ergänzung (kursiv geschrieben) erfolgt in Text – Teil B unter Festsetzung Nr. 
1.4.5:  
„Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders geschützter und streng geschützter 
Tierarten (Vögel, Fledermäuse) an Gebäudefassaden und in Gebäudenischen sind 
grundsätzlich zu erhalten (s. Punkt 3.1). Gebäude mit festgestellten Vorkommen oder 
Potenzial von Fledermäusen und Vögeln sind vor Abriss- oder Umbauarbeiten auf 
Lebensstätten dieser Arten durch einen Fachgutachter zu begutachten.  
„Für die durch den Abriss ungenutzter Gebäude nicht mehr zur Verfügung 
stehenden Fledermaussommerquartiere sind an den geplanten Gebäuden möglichst 
zeitnah mit dem Abriss 4 Ersatzquartiere vorzusehen. Das Schutzbauwerk in Fläche F2 ist 
zu erhalten. Die Standortauswahl hat vor Ort mit der unteren Naturschutzbehörde zu 
erfolgen.“ 
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9. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Eignung des Bunkers als Fledermauslebensstätte soll unabhängig von den 
Festsetzungen des B-Planes Nr. 3 untersucht werden. Die Umsetzung der Festsetzung zur 
Nutzung der Fläche F2 begründet keine Maßnahmen am Schutzbauwerk. Bei Beachtung 
der Festsetzung 1.4.1 und der Nachrichtlichen Übernahme Nr. 3.1 werden 
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG vermieden. Das Schutzbauwerk bleibt als 
Bestand erhalten.  
Die Festsetzung Nr. 1.4.5 wurde nach Satz 3 wie folgt ergänzt: 
„Das Schutzbauwerk in Fläche F2 ist zu erhalten.“ 
Eine Verschlechterung des derzeitigen Zustands ist daher nicht zu erwarten, so dass 
keine Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustands (FCS-Maßnahmen) für die 
betroffene Art (Fledermäuse) vorgesehen werden.  
 

10.  Der Hinweis wird beachtet. 
Die Inaussichtstellung einer Ausnahmegenehmigung in Zusammenhang mit der 
textlichen Festsetzung 1.4.5 (Fledermaussommerquartier) ist mit Datum vom 25.06.12 
beantragt worden. Diese wurde mit Schreiben vom 20.07.12 gewährt. 
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TÖB 8.4 Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde 14.04.11 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
Der Umweltbericht ist geändert worden und lautet in Punkt 12.2.1.1 Absatz 2: 
„Als Orientierungswert für die an den B-Plan angrenzenden Kleingartenanlagen wird 
auch unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Gewerbegebiete und unter dem 
Gesichtspunkt der Kompromissbereitschaft der benachbarten Nutzungen auf der 
Grundlage des Beiblatts1 zur DIN 18005 ein Wert von 60 dB (A) zugrunde gelegt.“ 
 
2. Der Hinweis wird beachtet. 
Der Umweltbericht ist in Punkt 12.3.2 wie folgt geändert worden: 
„Nach der Realisierung der Planung verbleiben nach dem derzeitigen Kenntnisstand 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen.“  
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Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
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TÖB 8.4 Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde 17.07.14 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird teilweise beachtet. 
siehe Abwägung zur Stellungnahme vom 04.04.12 
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1. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird der Punkt 8 Immissionsschutz vollständig überarbeitet: 
„Die Immissionsrichtwerte für den Beurteilungspegel für Immissionsorte außerhalb von 
Gebäuden gemäß der technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) sowie 
die Orientierungswerte gemäß DIN 18005 Schallschutz im Städtebau betragen in 
Gewerbegebieten tags 65 dB (A) und nachts 50 dB(A).  
Im Umfeld des Gewerbegebietes befinden sich schutzbedürftige Nutzungen in Form von 
Allgemeinen Wohngebieten und Kleingartenanlagen.  
Im Süden grenzt das Brauereiviertel, getrennt durch den Trockenen Weg, an das 
Gewerbegebiet an, das Wohngebiet Datzeberg befindet sich in einem Abstand von ca. 
200 Metern. Die Immissionsrichtwerte für den Beurteilungspegel gemäß TA-Lärm sowie 
die Orientierungswerte gemäß DIN 18005 Schallschutz im Städtebau betragen in 
Allgemeinen Wohngebieten tags 55 dB (a) und nachts 40 dB(A). 
Zum Schutz gegen Verkehrslärm der Wohnbebauung des Brauereiviertel befindet sich 
am Trockenen Weg eine Schallschutzwand. Diese übernimmt auch die Schutzfunktion 
gegenüber Gewerbelärm, so dass die Einhaltung der Richtwerte gesichert ist. Durch die 
Entfernung zwischen der Wohnbebauung Datzeberg und dem Gewerbegebiet werden 
auch hier die Richtwerte eingehalten. 
Die Kleingartenanlagen grenzen direkt östlich an das Gewerbegebiet an. Kleingärten 
dienen gemäß Bundeskleingartengesetz (BKleingG) nicht dem dauerhaften Wohnen, 
somit sind hier nicht die Immissionsricht- bzw. Orientierungswerte für Wohngebiete 
anzusetzen.  
Zwischen dem Gewerbegebiet und den Kleingärten befindet sich die Planstraße C und 
eine Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft, so dass ein Abstand zwischen den beiden Nutzungen geschaffen wird. Des 
Weiteren soll zum Schutz der angrenzenden Kleingartenanlagen der zwischen 
Gewerbegebiet und der Kleingartenanlagen „Trockener Weg II und III“ verbleibende 
Streifen gemäß Festsetzung 1.4.1 der natürlichen Sukzession als Sicht-, Staub- und 
Abgasschutz überlassen werden. 
Damit wird sichergestellt, dass die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm und die 
Orientierungswerte und DIN 18005 für die benachbarten schutzbedürftigen Nutzungen  
eingehalten werden.“ 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 8.4 Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde 04.04.12 
Seite 2 
 
2. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Kleingartenanlagen grenzen direkt östlich an das Gewerbegebiet an. Kleingärten 
dienen gemäß Bundeskleingartengesetz (BKleingG) nicht dem dauerhaften Wohnen, 
somit sind hier nicht die Immissionsricht- bzw. Orientierungswerte für Wohngebiete 
anzusetzen.  
Zwischen dem Gewerbegebiet und den Kleingärten befindet sich die Planstraße C und 
eine Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft, so dass ein Abstand zwischen den beiden Nutzungen geschaffen wird. Des 
Weiteren soll zum Schutz der angrenzenden Kleingartenanlagen der zwischen 
Gewerbegebiet und der Kleingartenanlagen „Trockener Weg II und III“ verbleibende 
Streifen gemäß Festsetzung 1.4.1 der natürlichen Sukzession als Sicht-, Staub- und 
Abgasschutz überlassen werden. 
 
3. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Absatz wurde bereits im 3. Entwurf geändert. 
 
4. Der Hinweis wird nicht beachtet.  
Die Festsetzung des eingeschränkten Gewerbegebietes wurde gestrichen. Wie unter 
Punkt 2 ausgeführt sind  für Kleingartenanlagen die Immissionsricht- bzw. 
Orientierungswerte für Wohngebiete nicht anzusetzen. 
 
5. Der Hinweis wird beachtet. 
Der Begriff „nicht wesentlich störendes Gewerbe“ wird gestrichen, stattdessen wird auf 
die einzuhaltenden Immissionswerte verwiesen. 

 
6. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Begründung wird angepasst (siehe oben). 

 
7. Der Hinweis wird beachtet. 
siehe Punkt 2 

 
8. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Festsetzung 1.1.4 wurde entfernt. Es kann wird trotzdem sichergestellt werden, dass 
die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm und die Orientierungswerte und DIN 18005 für 
die benachbarten schutzbedürftigen Nutzungen  eingehalten werden.“ 
 
9. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Nach Rücksprache mit der Unteren Immissionsschutzbehörde am 25.11.14 wird von 
einer Geräuschkontingentierung abgesehen (siehe auch Stellungahme vom 13.03.15). 
 
Die Stellungnahme vom 13.03.15 bescheinigt, dass schädliche Umweltauswirkungen auf 
schützenswerte Nachbarschaft nicht erkennbar und jederzeit abwendbar sind. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 8.4 Stadt Neubrandenburg, Untere Immissionsschutzbehörde 13.03.15 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
Eine zusätzliche Geräuschkontingentierung erfolgt nicht. 1 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 11.2 Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg Vorpommern 03.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 13.1 Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern  19.04.11 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 13.1 Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern  03.06.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 13.2 IHK zu Neubrandenburg 21.04.11 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird teilweise beachtet. 
Die Baugrenze ist im Bereich des Trockenen Weges 1 b an der südlichen Gebäudeseite 
des Hauptgebäudes entsprechend des Hinweises neu festgesetzt worden.  
Die aktualisierte Baugrenze ist für die zukünftige gleichmäßige Bebauung der Fläche mit 
gleichzeitigem Schutz der angrenzenden Verkehrs-und Grünflächen sowie der 
Nachbarschaft erforderlich und nicht an die übrige vorhandene Baustruktur angepasst. 
Die wenigen außerhalb der Baugrenzen befindlichen Gebäudeteile genießen 
Bestandsschutz. Die Baugrenzen im Westen des B-Plangeltungsbereichs verlaufen nicht 
durch Gebäude. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 13.2 IHK zu Neubrandenburg 24.04.12 
 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Hinweise sind bereits teilweise bei der Bebauungsplanaufstellung berücksichtigt und 
die Baugrenze ist im Bereich des Trockenen Weges 1 b an der südlichen Gebäudeseite 
des Hauptgebäudes neu festgesetzt worden. 
Die aktualisierte Baugrenze ist für die zukünftige gleichmäßige Bebauung der Fläche mit 
gleichzeitigem Schutz der angrenzenden Verkehrs-und Grünflächen sowie der 
Nachbarschaft erforderlich und nicht an die übrige vorhandene Baustruktur angepasst. 
Die wenigen außerhalb der Baugrenzen befindlichen Gebäudeteile genießen 
Bestandsschutz. Die Baugrenzen im Westen des B-Plangeltungsbereichs verlaufen nicht 
durch Gebäude (siehe Abwägung der Stellungnahme vom 21.04.11). 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 13.2 IHK Neubrandenburg 30.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 19.04.11 
Seite 1 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird unter 10.1 Bodendenkmale folgendes ausgeführt: 
„Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale gemäß  
§ 2 (5) DSchG  M-V bekannt. Sie sind nachrichtlich in die Planzeichnung (Teil A) 
übernommen worden. Die betroffenen Bereiche der bekannten Bodendenkmale sind vor 
Beginn jeglicher Erdarbeiten zu dokumentieren und zu bergen. 
Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der 
Bodendenkmale sind die untere Denkmalschutzbehörde und das Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die Kosten 
für die Dokumentation und die Bergung/Ausgrabung hat der Bauherr und Verursacher 
des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). 
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V.“ 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 19.04.11 
Seite 2 
 
 
 
 

 
 
 
 
2. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Planzeichnung ist die nachrichtliche Eintragung der Bodendenkmale erfolgt. 

 
 
 
3. Der Hinweis wird beachtet. 
Im Umweltbericht wird unter Punkt 12.2.1.7 Kultur- und sonstige Sachgüter Folgendes 
ausgeführt: 
„Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale gemäß § 2 (5) DSchG  
M-V bekannt. Sie sind nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen worden. 
Die betroffenen Bereiche der bekannten Bodendenkmale sind vor Beginn jeglicher 
Erdarbeiten zu dokumentieren und zu bergen. 
Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der 
Bodendenkmale sind die untere Denkmalschutzbehörde und das Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die Kosten 
für die Dokumentation und die Bergung/Ausgrabung hat der Bauherr und Verursacher 
des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V)“. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 21.05.12 
Seite 1 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Hinweise sind bei der Bebauungsplanaufstellung berücksichtigt worden. In der 
Planzeichnung ist die nachrichtliche Eintragung der Bodendenkmale erfolgt. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 21.05.12 
Seite 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Hinweis ist bereits bei der Bebauungsplanaufstellung berücksichtigt worden und im 
Umweltbericht wird unter Punkt 12.2.1.7 Kultur- und sonstige Sachgüter Folgendes 
ausgeführt: 
„Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale gemäß § 2 (5) DSchG  
M-V bekannt. Sie sind nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen worden. 
Die betroffenen Bereiche der bekannten Bodendenkmale sind vor Beginn jeglicher 
Erdarbeiten zu dokumentieren und zu bergen. 
Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der 
Bodendenkmale sind die untere Denkmalschutzbehörde und das Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die Kosten 
für die Dokumentation und die Bergung/Ausgrabung hat der Bauherr und Verursacher 
des Eingriffs zu tragen (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V).“. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 21.05.12 
Seite 3 
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.2 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 28.08.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
(Die Bodendenkmale sind bereits in der Planzeichnung (Teil A) enthalten) 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.3 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde 15.04.11 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 

1. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Planzeichnung ist die nachrichtliche Eintragung der Bodendenkmale erfolgt. 
 

2. Der Hinweis wird beachtet. 
In der Begründung wird unter Punkt 10.1  Bodendenkmale folgendes ausgeführt: 
„Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale gemäß § 2 (5) DSchG M-
V bekannt. Sie sind nachrichtlich in die Planzeichnung (Teil A) übernommen worden. 
Die betroffenen Bereiche der bekannten Bodendenkmale sind vor Beginn jeglicher 
Erdarbeiten zu dokumentieren und zu bergen. 
Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der 
Bodendenkmale sind die untere Denkmalschutzbehörde und das Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die Kosten 
für die Dokumentation und die Bergung/Ausgrabung hat der Bauherr und Verursacher 
des Eingriffs zu tragen. (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V) 
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V.“ 
 

3. Der Hinweis wird beachtet. 
Im Umweltbericht wird unter Punkt 12.2.a.7 Kultur- und sonstige Sachgüter Folgendes 
ausgeführt: 
„Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale gemäß § 2 (5) DSchG  
M-V bekannt. Sie sind nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen worden. 
Die betroffenen Bereiche der bekannten Bodendenkmale sind vor Beginn jeglicher 
Erdarbeiten zu dokumentieren und zu bergen. 
Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der 
Bodendenkmale sind die untere Denkmalschutzbehörde und das Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. Die Kosten 
für die Dokumentation und die Bergung/Ausgrabung hat der Bauherr und Verursacher 
des Eingriffs zu tragen. (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V)“ 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.3 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde 03.04.12 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 15.3 Stadtverwaltung Neubrandenburg, Untere Denkmalschutzbehörde 07.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 18.3 Regionalverband der Gartenfreunde Mecklenburg/Strelitz -  
Neubrandenburg e. V. 

05.04.11 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 18.3 Regionalverband der Gartenfreunde Mecklenburg/Strelitz -  
Neubrandenburg e. V. 

10.07.14 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Fläche an der Planstraße B ist als öffentliche Grünfläche mit Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. 
Die Fläche F1 dient dem Erhalt des Lebensraumes der Zauneidechse. Diese Art benötigt 
eine offene Vegetation mit Kleinstrukturen wie Baumstubben, liegendes Holz oder 
Steinen. Eine dichte Bepflanzung würde dem Ziel des Erhaltens des Lebensraumes 
widersprechen. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 18.4 Einzelhandelsverband Nord e. V. 11.04.11 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 19.4 Neubrandenburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (NeuWOBA) 20.04.12 
Seite 1 
 
Die Stellungnahme teilweise berücksichtigt. 
 

1. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Planstraße wird aus dem Plan gestrichen. Die Erschließung des Flurstückes 132/4 
erfolgt über die Planstraße B bzw. C und die Erschließung des Flurstückes 122/4 erfolgt 
über die Planstraße C. 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Entsprechend der vorliegenden Studie zur verkehrliche Erschließung sprechen folgende 
Gründe für die Erschließungsführung über die Zufahrt ab B 96/Demminer Straße zur 
NeuWOBA: 

- vorhandener Knotenpunkt mit Lichtsignalanlage, alle Fahrbeziehungen sind 
möglich 

- gemeinsame Erschließung BAUREP und Flurstück 122/4, höhenmäßig günstigere 
Geländeverhältnisse als über das Grundstück Stadtwirtschaft, zumal die 
Autoreparaturwerkstatt (früher Autohaus Beisler) gegenwärtig bereits 
erschlossen ist. 

 
Grundsätzliche Veränderungen, z. B. eine größere Verschiebung nach Süden, sind laut 
Studie nicht vorzunehmen, da dies einen größeren Eingriff in die Struktur des 
Knotenpunktes bedeuten würde. Die geometrischen Fahrbeziehungen, die 
Lichtsignalanlage u.a. würden nicht mehr passen und müssten durch umfangreichere 
Baumaßnahmen verändert werden. Dies ist nicht notwendig und soll vermieden werden. 
Die vorhandene Einmündung ist mit dem Ausbau der Planstraße B lage- und 
höhenmäßig anzugleichen. Dies betrifft die Fahrbahnbreite im Einmündungsbereich, die 
Radien der Eckausrundungen und die Führung der Gehwege. Die Bemessungsfahrzeuge 
(Sattelzug und Lastzug) sollen in einem Zug in die Straße B abbiegen können. Die hierfür 
erforderliche Fläche ist im Lageplan dargestellt (Schlepplinien Sattelzug). Die Trassierung 
der Eckausrundungen und die Breite der Fahrbahn sind entsprechend angepasst worden. 
Diese minimierte Verkehrsführung ermöglicht die verkehrliche Erschließung bisher nicht 
erschlossener Grundstücke und gestattet den Erhalt großflächig zu vermarktender 
Gewerbeflächen. Verbleibende Flächen können den Gewerbetreibenden angeboten 
werden. für eine flexible Nutzung der hinterliegenden Flächen ist nach dem Wegfall der 
Planstraße A (siehe Punkt1) die verkehrliche Erschließung über die Planstraße B 
erforderlich. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

TÖB 19.4 Neubrandenburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (NeuWOBA) 20.04.12 
Seite 2 
 
 
Wesentliche Beeinträchtigungen für den Besucherverkehr und den Geschäftsbetrieb der 
NeuWOBA werden auf Grund der wenigen zu erschließenden Grundstücke nicht 
erwartet. 
 
3. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
- siehe dazu unter Punkt 2 
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 19.4 Neubrandenburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (NeuWOBA) 30.07.12 
Seite 1 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet. 
Die Planstraße A wird aus dem Plan gestrichen. Die Erschließung des Flurstückes 132/4 
erfolgt über die Planstraße B bzw. C und die Erschließung des Flurstückes 122/4 erfolgt 
über die Planstraße C. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

TÖB 19.4 Neubrandenburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (NeuWOBA) 30.07.12 
Seite 2 
 
 

2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die im Bebauungsplan festgesetzte Verkehrsfläche ermöglicht einen Ausbau der 
Einmündung der Planstraße B (siehe Abwägung zur Stellungnahme vom 20.04.12). 



 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

STADT NEUBRANDENBURG 
 

Bebauungsplan Nr. 3 „Eschengrund/Trockener Weg“ 
1. Änderung 

 
 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
 
 

II. über die Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 26.04.12 
Seite 1 
 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Ihrem Hinweis: 
 
Die Beteiligung erfolgte im Zuge der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, da die 
BAUREP GmbH als betroffener Grundstückseigentümer in das Planverfahren einbezogen 
werden sollte. 



 
 
 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 26.04.12 
Seite 2 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die festgesetzte Art der Nutzung als Gewerbegebiet ist bei der Planaufstellung bereits  
berücksichtigt worden. 
 
 
 
 
 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die „gewerbliche Prägung“ des Plangebietes wurde wie folgt berücksichtigt: 
Für die Gewerbeflächen ist die gemäß § 17 BauNVO maximal zulässige Grundflächenzahl 
von 0,8 festgesetzt worden. Um den Gewerbebetrieben eine optimale Gestaltung und 
Nutzung der überbaubaren Grundstücke zu ermöglichen, wurden statt Festsetzungen in 
der Planzeichnung – Teil A lediglich textliche Festsetzungen im Text – Teil B zum 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen getroffen.  
 
Das städtebauliche Erfordernis der Festsetzungen unter Punkt 1.4.2 wird mit dem Schutz 
und der Pflege des Landschaftsbildes (Grünkonzept) begründet, wobei Bäumen aufgrund 
ihrer Raumwirksamkeit gegenüber niedrigen flächigen Bepflanzungen der Vorzug 
gegeben werden sollte. Wie im Umweltbericht dargelegt, wird ein großer Teil des 
Plangebietes derzeit von begrünten Brach- und Freiflächen eingenommen (Punkt 
12.2.a.2), die mit der beabsichtigten Verdichtung des Gewerbegebietes zum Teil verloren 
gehen. Die Pflanzgebote dienen daher auch der Verringerung und dem Ausgleich 
nachteiliger Umweltauswirkungen insbesondere auf die Flora und Fauna des Gebietes 
(Punkt 12.2.c). Das Erfordernis einer Begrünung ergibt sich zudem unmittelbar aus § 8 
LBauO M-V. Demnach sind die nicht überbauten Flächen der Grundstücke (in diesem Fall 
20 %) zu begrünen oder zu bepflanzen. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 26.04.12 
Seite 3 
 
 
3. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Das städtebauliche Ziel wird mit Pflege des Landschaftsbildes und der Verringerung und 
dem Ausgleich nachteiliger Auswirkungen durch den Verlust vorhandener 
Grünstrukturen begründet (siehe Punkt vorher). Daher geht es nicht primär um die 
Erkennbarkeit der Anpflanzungen von der Demminer Straße aus. Ein Mindestmaß bzw. 
angemessenes Maß gestalterischer und umweltschützender Anforderungen im Sinne von 
§ 1 Abs. 5 BauGB ist auch in Gewerbegebieten geboten.  
 
Die Erhaltungspflicht festgesetzter Bäume und flächenhafter Bepflanzungen resultiert 
für fast alle Bäume bereits aus ihrem Schutz gemäß § 18 (gesetzlich geschützte Bäume) 
und § 19 (Schutz der Alleen) NatSchAG M-V. Insofern gehen die Festsetzungen nur 
geringfügig über die naturschutzgesetzlichen Vorschriften hinaus. 
 
 
 
 
4. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Folgende Gründe sprechen für die Erschließungsführung über die Zufahrt ab B 96/ 
Demminer Straße zur NeuWOBA: 

- vorhandener Knotenpunkt mit Lichtsignalanlage, alle Fahrbeziehungen sind 
möglich 

- gemeinsame Erschließung BAUREP und Flurstück 122/4, höhenmäßig günstigere 
Geländeverhältnisse als über das Grundstück Stadtwirtschaft, zumal die 
Autoreparaturwerkstatt (früher Autohaus Beisler) gegenwärtig bereits 
erschlossen ist. 

Diese minimierte Verkehrsführung ermöglicht die verkehrliche Erschließung bisher nicht 
erschlossener Grundstücke und gestattet den Erhalt großflächig zu vermarktender 
Gewerbeflächen. Verbleibende Flächen können den Gewerbetreibenden angeboten 
werden. 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 26.04.12 
Seite 4 
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 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 10.05.12 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
Die Stadt Neubrandenburg hat als Ersatz für den ursprünglichen B-Plan Nr. 3 
„Eschengrund/Trockener Weg“ zunächst für den Geltungsbereich des B-Planes einen 
einfachen Bebauungsplan aufgestellt mit dem Planungsziel der Festsetzung eines 
Gewerbegebiets mit entsprechenden Angaben zur Art der Nutzung, insbesondere auf der 
Grundlage des Kommunalen Einzelhandelskonzepts der Stadt Neubrandenburg. Die 
Umsetzung der Ziele der bisherigen Stadtentwicklung, wie der Ausbau der 
Neubrandenburger City zum urbanen und kulturellen Mittelpunkt der Region, die 
Sicherung der verbrauchernahen Versorgung (auch für nicht motorisierte 
Bevölkerungsteile) und die Sicherung des bestehenden Gewerbeflächenpotenzials für das 
produzierende Gewerbe und das Handwerk wären ohne effektive Steuerung der 
beschriebenen Entwicklung gefährdet. Durch die Satzung über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Eschengrund/Trockener Weg“ wird die Ursprungssatzung ersetzt. 
 

Folgendes Planungsziel soll planungsrechtlich abgesichert werden: 

Die Stadt Neubrandenburg hat den Beschluss zur Aufstellung der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 3 gefasst, um innerhalb des Plangebiets eine gewerbliche 
Entwicklung zu ermöglichen. Dabei wird das Ziel verfolgt, die zu erschließenden Flächen 
für die Ansiedlung von produzierendem Gewerbe zu sichern. Einzelhandelsnutzungen 
sollen dabei ausgeschlossen werden bis auf die Möglichkeit zum sehr begrenzten 
Annexhandel. Dem vorhandenen Lebensmittel-Discounter soll bei einer Begrenzung der 
maximal zulässigen Verkaufsfläche auf 800 m² erweiterter Bestandsschutz eingeräumt 
werden.  
 

In der Begründung wird dazu ausgeführt: 
„Im GE und im GEE sind Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellartige 
Gewerbebetriebe nicht zulässig, um zu gewährleisten, dass die Flächen für Betriebe des 
produzierenden Gewerbes zur Verfügung stehen.“ 
 
Mit der Streichung der Festsetzung zum Ausschluss der im Gewerbegebiet 
ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten würde das Planungsziel unterlaufen 
werden. 
 



 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

STADT NEUBRANDENBURG 
 

Bebauungsplan Nr. 3 „Eschengrund/Trockener Weg“ 
1. Änderung 

 
 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
  
 

III. Abstimmung mit den Nachbargemeinden  
 



 
 

1.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 1. Amt Treptower Tollensewinkel 07.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren 
 

 



 

1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 2.3 Gemeinde Neuenkirchen 12.04.11 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 

 



 

1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 2.3 Gemeinde Neuenkirchen 10.04.12 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 

 



 

1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 2.6 Gemeinde Trollenhagen 18.05.11 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 

 



 

1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 2.6 Gemeinde Trollenhagen 10.04.12 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 

 



 

1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 2.6 Gemeinde Trollenhagen 08.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 

 



 

1.3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 3. Amt Stargarder Land 09.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
 

 



 

1.4 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Nachbargemeinden 4. Amt Neustrelitzer Land 07.07.14 
 
Stellungnahme ohne Hinweise für Bebauungsplanverfahren  
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